Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/81 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal), Bading, 
Dr. Hamm (Kaiserslautern) und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung der Gewerbeordnung 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Die Gewerbeordnung wird wie folgt geändert: 

1. § 40 wird gestrichen. 

2. § 51 erhält folgende Fassung: 

„§ 51 

(1) Die fernere Benutzung einer jeden gewerb- 
lichen Anlage einschließlich der unter die §§ 16 
oder 24 fallenden Anlagen kann zum Schutze 
der Nachbarschaft oder der Allgemeinheit durch 
die höhere Verwaltungsbehörde untersagt wer- 
den, wenn erhebliche von der Anlage ausge- 
hende Gefahren, Nachteile oder Belästigungen 
nicht durch andere behördliche Maßnahmen be- 
seitigt werden können. 

(2) Im Falle der Untersagung muß dem Unter- 
nehmer eine Entschädigung in Geld geleistet 
werden. Die Entschädigung ist unter gerechter 


Abwägung der Interessen der Allgemeinheit und 
des Betroffenen festzusetzen. Die Entschädigung 
ist begrenzt durch die Höhe des Zeitwertes 
der Anlage. Wegen der Höhe der Entschädigung 
steht der Rechtsweg vor den ordentlichen Ge- 
richten offen. 

(3) Zur Leistung der Entschädigung ist die 
Gemeinde verpflichtet, in deren Gebiet die An- 
lage gelegen ist. Das Land, dessen Behörde die 
Untersagung ausgesprochen hat, ein anderes 
Land oder eine sonstige Gebietskörperschaft 
sind entsprechend ihrem sich aus der Gesamtlage 
ergebenden Interesse an der Untersagung ver- 
pflichtet, dieser Gemeinde Ausgleich zu leisten." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 6. Dezember 1965 


Unterschriften umseitig 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Begründung 


A. Allgemein 

Im Zusammenhang mit den Bemühungen um die 
Reinhaltung der Luft und des Wassers und um die 
Bekämpfung des gesundheitsschädlichen, die Men- 
schen in ihrem Wohlbefinden störenden Lärms ist die 
Neufassung des § 51 GewO notwendig. 

Diese Vorschrift, deren Wortlaut fast unverändert 
auf die Gewerbeordnung des Norddeutschen Bundes 
vom 21. Juni 1869 zurückgeht, entspricht nicht mehr 
den inzwischen gewonnenen Erkenntnissen des Im- 
missionsschutzes. Bei der Neufassung wird eine An- 
passung an die übrigen Vorschriften der Gewerbe- 
ordnung in der zur Zeit geltenden Fassung sowie 
an die Vorschriften des Atomgesetzes vom 23. De- 
zember 1959 angestrebt. Die neue Fassung stellt 
auch eine Verbindung zu den modernen Immissions- 
schutzgesetzen von Nordrhein-Westfalen vom 30. 
April 1962 und von Baden- Württemberg vom 4. Fe- 
bruar 1964 her. 


B. Im einzelnen 

Zu Artikel 1 
1. § 40 GewO 

Von einer der neuen Formulierung des § 51 GewO 
entsprechenden Änderung des § 40 GewO, in dem 
bislang noch die Worte „gewerbliche Anlage" (§ 51 
GewO) enthalten sind, wird abgesehen. Der durch 
Artikel 1 Nr. 21 des Vierten Änderungsgesetzes 
vom 5. Februar 1960 (BGBL I S. 61) neu gefaßte 
§ 40 ist gegenstandslos und in der Neufassung nie 
wirksam geworden. Da das Vierte Änderungsgesetz 
erst am 1. Oktober 1960 in Kraft trat (Artikel XV 
Abs. 1 des Gesetzes), die VwGO jedoch bereits am 

1. April 1960 in Kraft getreten war (§ 195 Abs. 1 
VwGO), war Satz 1 bereits bei seinem Inkrafttreten 
gegenstandslos. 

Gegenstandslos ist auch Artikel II des Änderungs- 
gesetzes vom 29. September 1953. Die Schaffung 
einer eigenen Rechtsmittelvorschrift erübrigt sich, 
da gegenüber Verwaltungsakten innerhalb des Ge- 
werberechts grundsätzlich die Vorschriften der Ver- 
waltungsgerichtsordnung zur Anwendung kommen. 
§ 40 GewO ist daher ersatzlos zu streichen. 

2. § 51 GewO 
Absatz 1 

Die Untersagung ist entsprechend der Enteignung 
im Bau- und Bodenrecht als letztes Mittel gedacht, 
wenn von einer Anlage ausgehende erhebliche Ge- 
fahren, Nachteile oder Belästigungen nicht durch 


angeordnete oder freiwillige Maßnahmen beseitigt 
werden können. Der Schutz der Allgemeinheit und 
die Erhaltung der Gesundheit der Bevölkerung muß 
in diesem Fall grundsätzlich den Vorrang vor wirt- 
schaftlichen Interessen haben. 

Die Allgemeinheit ist nach heutiger Anschauung 
nicht nur vor Gefahren und Nachteilen, sondern 
auch vor Belästigungen (Einwirkungen auf das kör- 
perliche Wohlbehagen) durch Immissionen zu schüt- 
zen. Es hat sich herausgestellt, daß durch erhebliche 
Belästigungen genauso gesundheitliche Schäden 
auftreten können wie durch anlageübliche Gefah- 
ren. Die § 2 ImschG Nordrhein-Westfalen und § 3 
ImschG Baden-Württemberg angenäherte Formulie- 
rung „Schutz der Nachbarschaft und der Allgemein- 
heit" wird als kürzere Formel dem in § 16 GewO 
verwandten Begriff „Die Besitzer oder Bewohner 
der benachbarten Grundstücke oder das Publikum" 
vorgezogen. 

Absatz 2 

Der neue Wortlaut ist § 18 AtomG angepaßt. Bei 
der inneren Verwandtschaft der Vorschrift mit der 
des Artikels 14 Abs. 3 des Grundgesetzes über die 
Enteignung entspricht die Vorschrift den üblichen 
öffentlich-rechtlichen Entschädigungsgrundsätzen im 
Enteignungsrecht. Zu entschädigen sind die ent- 
zogenen konkreten Vermögenswerte in Geld. Unter 
dem Zeitwert ist der Verkehrswert der Anlage im 
Zeitpunkt des Zugangs des Untersagungsbescheides 
zu verstehen. Vom Erlaß einer § 18 Abs. 2 Nr. 3 
AtomG entsprechenden Vorschrift wird Abstand ge- 
nommen. Die Antragsteller sind der Ansicht, daß 
die Verwaltung bei gefährlichen Anlagen, die nicht 
Atomanlagen sind, von vornherein erkennen kann, 
ob diese sich für die Zukunft als gefährlich oder er- 
heblich belästigend herausstellen werden, und die 
Verwaltung dafür zu sorgen hat, daß eine geplante 
technische Anlage so eingerichtet wird, daß durch 
sie die Öffentliche Sicherheit oder die Gesundheit 
der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt wird. 

Absatz 3 

Dieser Absatz ist ebenfalls § 18 AtomG angepaßt. 
Wenn wie im vorliegenden Fall überwiegend die 
Allgemeinheit unmittelbar begünstigt ist, hat der 
Staat die Enschädigung zu leisten. Im Falle der 
Untersagung obliegt die Leistung der Entschädigung 
denjenigen öffentlichen Körperschaften, die aus der 
Einstellung des Betriebes Vorteile ziehen. Das ist 
in erster Linie die Gemeinde, in deren Gebiet die 
zu untersagende Anlage liegt. Da aber Immissionen 
eines Gewerbebetriebes auch über die Gemeinde- 
und Landesgrenze hinausgehen können und ihre 
Beseitigung ein allgemeines Problem ist, erscheint 
es angezeigt, zwar die Entschädigungspflicht gegen- 
über dem Betroffenen der Gemeinde aufzuerlegen, 
dieser aber einen teilweisen Rückgriff auf andere 
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Gebietskörperschaften einzuräumen. Für Streitig- 
keiten zwischen diesen Körperschaften ist der Ver- 
waltungsrechtsweg gegeben. 

Die veraltete Bestimmung über das Rekursverfah- 
ren ist nicht mehr aufgenommen. Das Rekursverfah- 
ren ist mit Aufhebung der §§ 20 r 21 GewO durch 
§195 Abs. 3 VwGO beseitigt. Im Falle der Unter- 
sagung der ferneren Benutzung ist der Verwaltungs- 
rechtsweg nach der Verwaltungsgerichtsordnung 
vom 21. Januar 1960 (BGBl. I S. 17) gegeben. 

Der in den §§ 16 r 18 GewO, § 2 ImschG Nordrhein- 
Westfalen und § 3 ImschG Baden-Württemberg ver- 
wandte Begriff „erheblich" wird auch für § 51 GewO 
übernommen, da in der Praxis kaum zu unterschei- 
den ist, was eine überwiegende und was eine erheb- 
liche Gefahr ist. Die Antragsteller sind der Ansicht, 
daß es nicht der Verwendung eines zweiten, zumal 
wenig klaren Begriffes bedarf, und folgen der Mei- 
nung der Rechtslehre, die „überwiegend" und „er- 
heblich" im gleichen Sinn versteht. 

Das Wort „erheblich" bezieht sich sowohl auf die 
Gefahren als auch auf die Nachteile und die Be- 
lästigungen. Nach § 51 GewO kann nicht nur eine 
gewerbliche Anlage, sondern auch diejenige An- 
lage nach §§ 16 oder 24 GewO, die nicht gewerblich 
ist, untersagt werden. Im Hinblick auf die Einbezie- 
hung nicht gewerblicher Anlagen in Absatz 2 der 
§§ 16 und 24 GewO durch Artikel 1 Nr. 1 des Ge- 
setzes zur Änderung der Gewerbeordnung und Er- 
gänzung des Bürgerlichen Gesetzbuches vom 22. De- 


zember 1959 (BGBl. I S. 781) wird diese Gleichschal- 
tung vollzogen. Es entspricht der Ansicht der Rechts- 
lehre. 

Nach § 51 GewO können somit untersagt werden: 

1. genehmigte oder erlaubte Anlagen nach §§ 16 

und 24 GewO, 

2. sonstige gewerbsmäßig betriebene Anlagen, die 

a) ohne Verletzung gesetzlicher Vorschriften er- 
richtet worden sind, 

b) auch jetzt noch den gesetzlichen Vorschriften 
entsprechen, 

3. gewerbliche Anlagen, die 

a) ohne Verletzung gesetzlicher Vorschriften 
errichtet worden sind, 

b) die nachträglich nur deshalb zu einer Gefah- 
renquelle geworden sind, weil sie außerhalb 
ihres Einwirkungsbereiches die Verhältnisse 
geändert haben, und 

c) deren entschädigungslose Stillegung durch 
polizeiliche Maßnahmen im Hinblick auf den 
Tatbestand zu a) und b) unbillig wäre. 

Bei Anlagen, die gesetzlichen oder polizeilichen Vor- 
schriften zuwiderlaufen, auch wenn sie durch eine 
neue Gesetzesregelung vorschriftswidrig geworden 
sind, bleibt es der Verwaltung unbenommen, gegen 
das Unternehmen auf Grund polizeilicher oder ord- 
nungsbehördlicher Vorschriften vorzugehen. 
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